Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3170 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes über Vorsorgemaßnahmen für 
werdende Mütter und Wöchnerinnen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Werdende Mütter und Wöchnerinnen können 
Vorsorgemaßnahmen nach diesem Gesetz bean- 
spruchen. 

§ 2 

Zu den Vorsorgemaßnahmen für werdende Mütter 
und Wöchnerinnen gehören 

1. die zur Feststellung der Schwangerschaft er- 
forderlichen Untersuchungen einschließlich 
notwendiger Laboratoriumsuntersuchungen, 

2. je eine ärztliche Untersuchung in den ersten 
drei Monaten, im vierten bis sechsten Monat 
und im achten bis neunten Monat der Schwan- 
gerschaft einschließlich notwendiger Laborato- 
riumsuntersuchungen, 

3. je eine ärztliche Untersuchung nach der Nie- 
derkunft, 

4. die regelmäßige Betreuung durch eine He- 
bamme während der Schwangerschaft und 

5. die Beratung in allen Fragen der Schwanger- 
schafts-Hygiene, der Wochenpflege und der 
Versorgung der Neugeborenen durch einen 
Arzt oder eine Hebamme. 

§ 3 

Jede werdende Mutter erhält bei der ersten ärzt- 
lichen Untersuchung nach § 2 Nr. 2 eine Bescheini- 
gung. 

§ 4 

Die Vorsorgemaßnahmen für werdende Mütter 
und Wöchnerinnen werden auch dann gewährt, wenn 


andere Gesetze Leistungen gleicher Art für densel- 
ben Personenkreis vorsehen. 

§ 5 

(1) Die werdenden Mütter und Wöchnerinnen 
haben freie Wahl des Arztes und der Hebamme. 

(2) Die nach § 2 den werdenden Müttern und 
Wöchnerinnen entstehenden Kosten werden ihnen 
durch die von den Ländern zu bestimmenden Be- 
hörden ersetzt. 

(3) Die Gebührensätze werden zwischen den zu- 
ständigen Landesbehörden und den kassenärztlichen 
Vereinigungen vereinbart. 

(4) Soweit werdende Mütter und Wöchnerinnen 
Ansprüche gegen Versicherungen haben, kann die 
Kostenerstattung für den Umfang der Vorsorge- 
maßnahmen nach § 2 unmittelbar an die Versiche- 
rung erfolgen. 

(5) Die durch dieses Gesetz entstehenden Kosten 
tragen der Bund und die Länder je zur Hälfte. 

§ 6 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Ber- 
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

(2) Die Senate der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg werden ermächtigt, die Vorschriften die- 
ses Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden 
dem besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder 
anzupassen. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 9. März 1965 

Dr. Barzel und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 
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